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216 

Verordnung zur Änderung der 
Jugendwohlfahrtszuständigkeitsverordnung 

Vom 21. Januar 2025 

Auf Grund des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisa­
tionsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NW. S. 421) , das zu­
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1 7. Dezember 
2020 (GV. NRW. S. 1238) geändert worden ist, verordnet 
die Landesregierung nach Anhörung des fachlich zu­
ständigen Ausschusses des Landtags: 

Artikel 1 

Die Jugendwohlfahrtszu tändigkeitsverordnung vom 
10. November 2009 (GV. NRW. S. 586) wird wie folgt ge­
ändert: 

1. § 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,Oberste Landesbehörde im Sinne der§§ 3, 11, 12, 13, 
14, 14a und 19 JuSchG und Oberste Landesjugendbe­
hörde im Sinne des § 21 Absatz 8 Satz 4 Nummer 2 
JuSchG ist das für den Jugendschutz zuständige Mi­
nisterium des Landes Nordrhein-Westfalen." 

2. In § 3 wird die Angabe „Landesstelle" gestrichen. 

3. § 7 wird wie folgt gefasst: 

,, § 7 

Träger des freiwilligen ökologischen Jahres im Sinne 
des § 10 Absatz 2 und 3 des Jugendfreiwilligendienst­
egesetzes vom 16. Mai 2008 (BGBl. I S . 842) in der je­
weils geltenden Fassung ist das Land Nordrhein­
Westfalen. Mit der Durchführung des freiwilligen 
ök_ologischen Jahres in Nordrhein-Westfalen sind die 
FOJ-Zentralstellen der Landschaftsverbände Rhein­
land und Westfalen-Lippe betraut. Zuständige Behör­
den für die Zulassung der Einsatzstellen des freiwilli­
gen ökologischen Jahres sind die Landschaftsver­
bände." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 21. Januar 2025 

216 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Kinder, Jugend , Familie , 
Gleichstellung, Flucht und Integration 

Josefine P a u 1 

- GV. NRW. 2025 S . 102 

Verordnung zur Festsetzung der Verteilung der 
Mittel nach § 45 Absatz 1 und § 48 Absatz 2 

Kinderbildungsgesetz ab dem Kindergartenjahr 
2025/2026 

(KiBiz-Mittelverteilungsverordnung -
MittelVertVO) 

Vom 9. Januar 2025 

Auf Grund des § 54 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und 
Satz 2 des Kinderbildungsgesetzes vom 3. Dezember 
2019 (GV. NRW. S. 894 , ber. 2020 S. 77), das durch Arti­
kel 2 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S . 509) 
geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Kin­
der, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integra­
tion mit Zustimmung des Ministeriums der Finanzen: 

§ 1 
plusKITAs 

Der Anteil des Jugendamtes am Landeszuschuss für 
plusKITAs gemäß § 45 Absatz 1 Satz 1 des Kinderbil­
dungsgesetzes vom 3. Dezember 20 19 (GV. NRW. S. 894, 
ber. 2020 S . 77) , das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 509) geändert worden ist, 
entspricht im Kindergartenjahr 2025/2026 dem Anteil, 
der auf der Grundlage des § 45 Absatz 1 Satz 3 bis 5 des 
Kinderbildungsgesetzes für die Kindergartenjahre 
2020/2021 bis 2024/2025 berechnet wurde. 

§ 2 
Flexibilisierung der Betreuungszeiten 

Der Anteil des Jugendamtes am Landeszuschuss zur Flexi­
bilisierung der Betreuungszeiten gemäß § 48 Absatz 1 des 
Kinderbildungsgesetzes entspricht im Kindergartenjahr 
2025/2026 dem Anteil, der auf der Grundlage des § 48 Ab­
satz 2 Satz 2 des Kinderbildungsgesetzes für die Kinder­
gartenjahre 2020/2021 bis 2024/2025 berechnet wurde. 

§ 3 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 9. Januar 2025 
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Die Ministerin für Kinder, Jugend , Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Josefine P a u 1 

Der Minister der Finanzen 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Marcus O p t e n d r e n k 

- GV. NRW. 2025 S. 102 

Verordnung über den Betrieb 
von Forschungsinformationssystemen 

Vom 15. Januar 2025 

Auf Grund des § 8 Absatz 3 Satz 3 des Hochschulgesetzes 
vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Oktober 2024 
(GV. NRW. S. 704) geändert worden ist, und § 6 Absatz 2 
Satz 1 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244 , ber. S. 278 und S. 404) ver­
ordnet das Ministerium für Kultur und Wissenschaft: 

§ 1 

Aufgaben 

Forschungsinformationssysteme dienen den Hochschulen 
zur Erfüllung ihrer Berichts-, Informations- und Doku­
mentationspflichten sowie Aufgaben der Qualitätssiche­
rung gemäß § 8 Absatz 3 sowie § 70 Absatz 3 und 4 des 
Hochschulgesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. 
S. 547), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
29. Oktober 2024 (GV. NRW. S. 704) geändert worden ist. 
Bei der Erfüllung wirken neben den Mitgliedern im 
Sinne des § 9 des Hochschulgesetzes auch die Angehöri­
gen im Sinne des § 9 des Hochschulgesetzes und die 
nichtwissenschaftlich Beschäftigten mit. 

§2 

Umfang der Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Im Rahmen des Betriebs der Forschungsinforma­
tionssysteme dürfen die nachfolgend genannten Kate­
gorien personenbezogener Daten zur Erfüllung von Be­
richts-, Informations- und Dokumentationspflichten so-
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wie für Aufga ben zur Quali tätssicherung verarbeitet 
werden , soweit dies für die jeweilige Aufgabe erforder­
lich ist. 

(2) Zur Erfüllung der Dokumenta tionspflichten und der 
Qualitätssicherung werden bezogen auf 

1. wissenschaftlich Tätige mit Vertragsverhältnis zur 
Hochschule und Ehemalige (Mitglieder und Angehö­
rige) die erforderlichen Personenstammdaten, Art, Um­
fang und Dauer der Tätigkeit, Besoldungsgruppen der 
Professorinnen und Professoren , Finanzierungsform , 
interne Kennungen und Angaben zu der Zugehörigkeit 
zu Organisationseinheiten, Berufungen, Lehrverpflich­
tungen und bestehenden Zielvereinbarungen sowie der 
Wahrnehmung wissenschaftlicher Funktionen, 

2. Doktorandinnen und Doktoranden, Habilitandinnen 
und Habilitanden , die nicht unter Nummer 1 fallen , 
Name, Kontaktdaten, Geburtsdatum, Geschlecht, 
S taa tsangehörigkei t , Orga nisa tionszugehörigkei ten 
und akademische Abschlüsse, 

3. nichtwissenschaftlich Tätige mit Vertragsverhältnis 
zur Hochschule die erforderlichen Personenstammda­
ten , Art, Umfang und Dauer der Tätigkeit, Finanzie­
rungsform, interne Kennungen und Angaben zu der 
Zugehörigkeit zu Organisationseinheiten und wissen­
schaftsunterstützender Funktionen verarbeitet. 

Beschränkt auf die Personengruppen aus Satz 1 Num­
mern 1 und 2 werden 

1. forschungsbezogene Daten , insbesondere zu Projek­
ten, Publikationen, Patenten , Preisen und Auszeich­
nungen , Kooperationen mit Organisationen und 
Personen , Gastaufenthalten , Ausgründungen, For­
schungsinfrastrukturen , Transfer, wissenschaftlichen 
Dienstleistungen, wissenschaftlichen Veranstaltungen 
sowie Metriken der Forschung, 

2. wissenschaftliche Qualifikationsvorhaben, insbeson­
dere Inhalt, Stand und Dauer von Promotions- und 
Habilitationsvorhaben, Anträge und Meldungen, so­
wie damit verbundene interne und externe Betreuun­
gen und Promotionsprogramme, 

3. Rahmendaten zu geförderten Projekten, insbesondere 
Anträge, Projektideen, ethische Prüfungen, Bewilligun­
gen, Förderungen, Einnahmen und Ausgaben , sowie 

4. öffentlich verfügbare historische Daten mit Bezug zur 
Forschungstätigkeit an der Hochschule, insbesondere 
zu Publikationen, Promotionen, Ha bilita tionen , Pa­
tenten , Auszeichnungen und Projekten, 

verarbeitet. Zur Erfüllung der Dokumentationspflichten 
werden die Daten im Forschungsinformationssystem ge­
speichert und gegebenenfalls aktualisiert. Aus diesem Da­
tenbestand erfolgen regelmäßig Auswertungen zur Quali­
tätssicherung der Forschung. Die Erfassung von Promoti­
onsvorhaben erfolgt für eingeschriebene Studierende und 
darüber hinaus für nicht-eingeschriebene Studierende bei 
Vorliegen einer Betreuungsvereinbarung oder -zusage. 

(3) Zur Erstellung der regelmäßigen Berichte über For­
schungsvorhaben und Forschungsschwerpunkte werden 
die fo lgenden Daten verarbeitet : 

1. a us Absatz 2 Satz 1 Num mer 1 der Na me, die Zugehö­
rigkeit zur Organisationseinheit sowie die Wahrneh­
mung wissenschaftlicher Funktionen , sofern eine na­
mentliche Nennung erfolgt, 

2. aus Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und bei anderen exter­
nen Beteiligten an Forschungstä tigkeiten der Hoch­
schule der Name und die Organisationszugehörigkeit, 
sofern eine namentliche Nennung erfolgt, 

3. die in Nummern 1 und 2 genannten Daten und wei­
tere Daten aus Absa tz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2, so­
weit dies für Rückfragen bei den betreffenden Perso­
nen erforderlich ist. 

4. die Daten aus Absatz 2 Satz 2 Nummern 1-3 und die 
Ergebnisse der Auswertungen zur Qualitätssicherung, 
soweit diese für die Berichterstattung relevant sind. 

(4) Zur Erfüllung der Informationspflichten erfolgt die Ver­
öffentlichung der Berichte mit den Angaben gemäß Ab­
satz 3 und der Informationen zu Forschungsergebnissen ge­
mäß § 70 Absatz 3 des Hochschulgesetzes. Die Veröffentli-

chungen können in Papierform oder in elektronischer 
Form, insbesondere über Forschungsportale, erfolgen. 

(5) Die Forschungsportale der Hochschule können zur 
internen und externen Darstellung der eigenen For­
schungstätigkeit durch die betroffenen Personen genutzt 
werden. Hierzu können sie über Absatz 2 hinausgehende 
Angaben machen. 

§3 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

Die Daten nach § 2 Absatz 2 bis 4 werden , soweit vor­
handen , aus anderen datenführenden Systemen der 
Hochschule oder öffentlichen , Forschungsinformationen 
enthaltenden Datenbanken übernommen. Nicht vorhan­
dene Daten werden bei den Betroffenen im Rahmen ihrer 
Auskunftspflicht aus der gesetzlichen Mitwirkungspflicht 
durch die Hochschule erhoben. 

§4 

Veröffentlichung personenbezogener Daten 

Eine Veröffentlichung von personenbezogenen Daten, ins­
besondere in Form von Berichten, Per sonenprofilen und 
Forschungsportalen , bedarf der Einwilligung der betroffe­
nen Personen , sofern die Veröffentlichung nicht bereits 
aufgrund einer gesetzlichen Rechtsgrundlage zulässig ist. 

§5 
Löschung personenbezogener Daten 

Personenbezogene Daten sind zu löschen, wenn ihre wei­
tere Verarbeitung für die Erfüllung der Aufgaben gemäß§ 1 
nicht mehr erforderlich ist. Hierzu sind in den Forschungs­
informationssystemen entsprechende Routinen zur Lö­
schung personenbezogener Daten zu implementieren. 

§6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über den Betrieb 
von Forschungsinformationssystemen vom 19. August 
2020 (GV. NRW. S. 759) außer Kraft. 

Düsseldorf, den 15. Januar 2025 

301 

Die Ministerin 
für Kultur und Wissenschaft 

des Landes Nordrhein-Westfalens 

Ina Br a nd es 

- GV. NRW. 2025 S. 102 

Verordnung über die Ermächtigung des für Justiz 
zuständigen Ministeriums zum Erlass von Rechts­
verordnungen zur elektronischen Aktenführung 

Vom 14. Januar 2025 

Auf Grund 

- des § 32 Absatz la Satz 4 der Strafprozeßordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 
(BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 Ab­
satz 1 des Gesetzes vom 7. November 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 35 1) geändert worden ist , 

- des § 15 Absatz 2 Satz 4 des Einführungsgesetzes zur 
Strafprozeßordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliedernummer 312-1 , veröffentlichten bereinig­
ten Fassung, das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 12. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 234) geändert 
worden ist, 

- des § 110a Absatz la Satz 3 und Absatz lc Satz 3 des 
Strafvollzugsgesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 581, 2088; 1977 I 436) , das zuletzt durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 12. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 234) 
geä ndert worden ist, 
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- des 110a Absatz la Satz 4 und Absatz lc Satz 4 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Februa r 1987 (BGBl. I 
S. 602) , das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
12. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 234) geändert worden 
ist, 

- des § 298a Absatz 3 Satz 4 der Zivilprozessordnung in 
der Fassung der Bekanntgabe vom 5. Dezember 2005 
(BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431 ; 2007 I S. 1781), die zu­
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24 . Oktober 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 328) geändert worden ist, 

- des § 43 Absatz 2 Sa tz 4 des Gesetzes , betreffend die 
Einführung der Zivilprozeßord nung in der im Bun­
desgesetzblatt Teil III , Gliederungsnummer 310-2, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Artikel 3 des G setzes vom 7. Oktober 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 302) geändert worden ist, 

- des § 14 Absatz 6 Satz 4 und Absatz 8 Satz 4 des Ge­
setzes über das Verfahren in Fa miliensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), das 
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 237) geändert worden ist, 

- des § 77b Absatz 2 und Absa tz 3 Satz 3 des Gesetzes 
über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1994 
(BGBl. I S. 1537) , das zuletzt durch Artikel 21 des Ge­
setzes vom 12. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 234) geän­
dert worden ist, 

- des § 46e Absatz 3 Satz 4 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 
(BGBl. I S . 853, 1036) , das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 24 . Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 328) 
geändert worden ist , 

- des § 112 Absatz 4 Satz 4 des Arbeitsgerichtsgesetzes, 

- des § 65b Absatz lb Satz 4 des Sozialgerichtsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Septem­
ber 1975 (BGBl. I S . 2535), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 24. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 328) geändert worden ist , 

- des§ 211 Absatz 2 Satz 4 des Sozialgerichtsgesetzes, 

- des § 55b Absatz lb Satz 4 der Verwaltungsgerichts-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
März 1991 (BGBl. I S. 686) , die zul etzt durch Ar tikel 5 
des Gesetzes vom 24. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 328) geändert worden ist , 

- des § 177 Absatz 2 Satz 4 der Verwaltungsgerichtsord­
nung, 

- des § 52b Absatz lb Sa tz 4 der Finanzgerichtsord­
nung in der Fassung d er Bekanntmachung vom 28. 
März 2001 (BGBl. I S. 442 , 2262; 2002 I S. 679), die 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 24. Oktober 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 328) geändert worden ist und 

- des§ 162 Absatz 2 Satz 4 der Fina nzgerichtsordnung 

verord net die Landesregierung: 

§ 1 

Die Ermächtigung der Landesregierung gemäß 

1. § 32 Absatz la Satz 4 der Strafprozeßordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 
(BGBl. I S. 1074, 1319) , die zuletzt durch Artikel 2 
Absatz 1 des Gesetzes vom 7. November 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 351) geändert worden ist , 

2. § 15 Absatz 2 Satz 4 des Einführungsgesetzes zur 
Strafprozeßordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III , Gliedernummer 312-1 , veröffentlichten bereinig­
ten Fassung, das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vo m 12 . Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 234) geändert 
worden ist, 

3. § 110a Absatz la Satz 3 und Absatz l c Satz 3 des 
Strafvollzugsgesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 581, 2088; 1977 I 436) , das zuletzt durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 12. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 234) 
geändert worden ist, 

4. 110a Absatz la Satz 4 und Absatz l c Satz 4 des Ge­
setzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S . 602) , das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 12. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 234) geändert 
worden ist, 

5. § 298a Absatz 3 Satz 4 der Zivilprozessordnung in 
der Fassung der Bekanntgabe vom 5. Dezember 2005 
(BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), die 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Oktober 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 328) geändert worden ist, 

6. § 43 Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes , betreffend die 
Einführung der Zivilprozeßordnung in der im Bun­
desgesetzblatt Teil III , Gliederungsnummer 310-2 , 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. Oktober 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 302) geändert worden ist, 

7. § 14 Absatz 6 Satz 4 und Absatz 8 Satz 4 des Geset­
zes über das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 258 6, 2587), das 
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 15. Juli 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 237) geä ndert worden ist, 

8. § 77b Absatz 2 und Absa tz 3 Satz 3 des Gesetzes 
über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1994 
(BGBl. I S. 1537) , das zuletzt durch Artikel 21 des 
Gesetzes vom 12. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 234) ge­
ä ndert worden ist , 

9. § 46e Absatz 3 Satz 4 des Arbeitsgerichtsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmach ung vom 2. Juli 1979 
(BGBl. I S. 853, 1036), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 24. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 328) geändert worden is t, 

10 . § 112 Absatz 4 Satz 4 des Arbeitsgerichtsgesetzes, 

11. § 65b Absatz lb Satz 4 des Sozialgerichtsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Septem­
ber 1975 (BGBl. I S. 2535) , das zuletzt durch Arti­
kel 4 des Gesetzes vom 24. Oktober 2024 (BGBl. 2024 
I Nr. 328) geändert worden ist, 

12. § 211 Absatz 2 Satz 4 des Sozialgerichtsgesetzes, 

13. § 55b Absatz lb Satz 4 der Verwaltungsgerichtsord­
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
März 1991 (BGBl. I S . 686) , die zuletzt durch Arti­
kel 5 des Gesetzes vom 24. Oktober 2024 (BGBl. 2024 
I Nr. 328) geändert worden ist , 

14. § 177 Absatz 2 Satz 4 der Verwaltungsgerichtsord­
nung, 

15 . § 52b Absatz lb Satz 4 der Finanzgerichtsordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. März 
2001 (BGBl. I S. 442 , 2262; 2002 I S . 679) , die zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 24 . Oktober 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 328) geändert worden ist und 

16. § 162 Absatz 2 Satz 4 der Finanzgerichtsordnung, 

wird für dessen Geschäftsbereich auf das für Justiz zu­
ständige Ministerium übertragen. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft . 

Düsseldorf, den 14. Januar 2025 

Die Landesregierung Nordr hein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister der Justiz 

Dr. Benjamin L i m b a c h 

- GV. NRW. 2025 S. 103 
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Vierte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über die 

Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft 

Vom 21. Januar 2025 

Auf Grund des § 152 Absatz 2 Satz 1 des Gerichtsverfas­
sungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch Arti­
kel 14 des Gesetzes vom 27. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 438) geändert worden ist, verordnet die Landesregie­
rung: 

Artikel 1 

In § 1 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a und b der Verord­
nung über die Ermittlungspersonen der Staatsanwalt­
schaft vom 30. April 1996 (GV. NRW. S. 180) , die zuletzt 
durch Verordnung vom 8. August 2023 (GV. NRW. 
S. 1049) geändert worden ist, wird jeweils die Angabe 
,, der Finanzämter für Steuerstrafsachen und Steuer­
fahndung " durch die Angabe „des Landesamts zur Be­
kämpfung der Finanzkriminalitä t des Landes Nord­
rhein-Westfalen" ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 21. Januar 2025 
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Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister der Justiz 

Dr. Benjamin L i m b a c h 
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Verordnung 
über die Festsetzung der Umlage der 

Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
für das Haushaltsjahr 2025 

Vom 13. Januar 202 5 

Aufgrund des § 2 Absatz 1 des Umlagegesetzes vom 29. 
Oktober 2024 (GV. NRW. S. 700) vero rdnet das Ministe­
rium für Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

§ 1 
Höhe der Umlage 

Für die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
wird die Umlage für das Haushaltsjahr 2025 entspre­
chend dem Beschluss der Hauptversammlung der Land­
wirtschaftskammer vom 13. Dezember 2024 a uf 1,6 Euro 
pro 1000 Euro Grundsteuerwert festgesetzt. 

§ 2 

Mindestbetrag der Umlage 

Eine Umlage vo n Betrieben der Land- und Forstwirt­
schaft wird nicht erhoben , wenn sie den Mindestbetrag 
von 12 ,00 Euro unterschreitet. 

§3 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2025 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 13. Januar 2025 

Die Ministerin 
für Landw irtschaft und Verbraucherschutz 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Silke G o r i ß e n 
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822 

Sechster Nachtrag 
zur Änderung der Regelung der Entschädigung 

der ehrenamtlichen Mitg lieder der Selbst­
verwaltungsorgane und der von den Selbst­
verwaltungsorganen gebildeten Ausschüsse 

der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen 

Vom 5. Dezember 2024 

Die Vertreterversammlung der Unfallkasse Nordrhein­
Westfalen hat am 5. Dezember 2024 auf Grund des § 13 
Nummer 14 der Satzung der Unfallkasse Nordrhein­
Westfalen in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 1 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch auf Vorschlag des Vor­
stands der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen vom 4. De­
zember 2024 folgenden Beschluss gefasst. 

Die Regelung der Entschädigung der ehrenamtlichen 
Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane und der von den 
Selbst verwaltungsorganen gebildeten Ausschüsse der 
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen vom 23. Januar 2008 
(GV. NRW. S. 516), die zuletzt durch Beschluss vom 7. De­
zember 2021 (GV. NRW. S . 1443) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „79 " durch die Zahl 
,, 90" ersetzt. 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

3. 

a) In Absa tz 1 Nummer 1 wird d ie Zahl „790" durch 
die Zahl „900 "ersetzt. 

b) In Absatz 1 Nummer 2 wird die Zahl „237" durch 
die Zahl „2 70" ersetzt. 

a) In § 2 Abs. 3 wird nach dem Wort „hierbei" die 
Wörter „eine berufsmäßige Kraftfahrerin oder" 
eingefügt . Nach dem Wort „auch" werden die Wör­
ter „der Kraftfahrerin oder" eingefügt. 

b) In § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2. werden jeweils vor den 
Wörtern „der Vorsitzende" die Wörter „die oder" 
eingefügt. In § 6 Abs. 2 werden vor dem Wort 
„Stellvertreter" die Wörter „Stellvertreterinnen 
oder" eingefügt. 

c) Vor dem§ 1 wird der Satz „Soweit in der Entschä­
digungsregelung die männliche Sprachform ver­
wendet wird, soll hiervon auch die weibliche Form 
mit umfass t werden." gestrichen. 

Dieser Beschluss tr itt a m 1. Januar 2025 in Kraft. 

Vorgelegt vom Vorstand 

Düsseldorf, 
den 4. Dezember 2024 

Stephan Fusch 
Vorsitzender 

Beschlossen von der 
Vertreterversammlung 
Düsseldorf , 
den 5. Dezember 2024 

Martin Biewald 
Vorsitzender 

GENEHMIGUNG 

Der vorstehende, von der Vertreterversammlung der Un­
fa llkasse Nordrhein - Westfalen am 05. Dezember 2024 
beschlossene 6. Nachtrag zu den Entsch ädigungsrege­
lungen für die Mitglieder der Organe der Selbstverwal-
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tung wird hiermit gemäß § 41 Abs. 4 Satz 3 SGB IV ge­
nehmigt. 

Düsseldorf, 17.12.2024 

III B 1 - 2024-0018204 

Ministerium für Arbeit , 
Gesundheit und Soziales des 
Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Fatima A j am i 

- GV. NRW. 2025 S. 105 
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